
ABSTRACT
Dieser Beitrag schlägt vor, das Beratungscafé einer Erwerbsloseninitiative in 
Berlin als paradigmatische site der ethnografischen Analyse von Grenz- und 
Migrationsregimen und damit auch von Konjunkturen des Rassismus in 
Europa zu betrachten. Auf dieser Grundlage argumentiert er, dass aktuelle 
Versuche des Regierens von und in der Europäischen Union Dynamiken der 
Desintegration und der Renationalisierung Europas integrieren.  
Diese Dynamiken verbinden sich mit aktivierenden Reformen europäisierter 
Sozialpolitik und mit nekropolitischer Verbannung zu einem relativ stabilen 
politischen Gefüge. Die Konflikte um diese sozial- und migrationspolitischen 
Versuche des Regierens sind auch Auseinandersetzungen um Arbeits- und 
Lebensverhältnisse in den urbanen Zentren Europas.
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nAusgehend von seiner Forschung zur EU-Außengrenze und zu Konflikten um die 
Harmonisierung der europäischen Asylpolitik fragt Bernd Kasparek nach den 
paradigmatischen sites der Analyse von Grenz- und Migrationsregimen in Zeiten 
der Desintegration der Europäischen Union. Ich teile sein Interesse, aktuelle 
Konjunkturen des Rassismus in Europa entlang von Konflikten um Migration 
ethnografisch in den Blick zu nehmen, möchte aber die Aufmerksamkeit von den 
Außengrenzen in die urbanen Zentren EU-Europas lenken – konkret auf das 
Beratungscafé einer mehrsprachig arbeitenden Erwerbsloseninitiative in Berlin.

Im Jahr 2023 habe ich etwa zehn Monate mit der Erwerbsloseninitiative BASTA! 
im Rahmen der Forschungsgruppe Contestations of ‚the Social‘1 ethnografisch 
geforscht. Es ging dabei nicht um eine Bewegungsforschung, sondern darum, 
ausgehend von BASTA!s alltäglichen Auseinandersetzungen mit staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteur:innen heutige Transformationen des Regierens, des 
Rassismus und weiterer sozialer Verhältnisse zu verstehen. Inhaltlich erscheint 
mir die Kooperation besonders interessant, weil die Gruppe ihre Kritik am zentra-
len Stellenwert der Lohnarbeit in der Arbeitsgesellschaft mit der Kritik an migra-
tionspolitischen Ausschlüssen und rassistischer Repression verbindet. 

Einmal die Woche öffnet BASTA! die Tür des Erdgeschosses eines Hausprojektes 
im Berliner Wedding, um Menschen, die Armut und Prekarität erfahren, lebens-
nahe Beratung und Unterstützung anzubieten. Jede Woche kommen etwa 20 bis 
40 Personen mit Fragen zum Umgang mit dem Jobcenter, aber auch mit Arbeit-
geber:innen (meist in Niedriglohnsektoren), (Unter-)Vermieter:innen, der Aus- 
länderbehörde, der Familienkasse und so weiter. Im Schattenbericht Armut beschrei-
ben Aktive von BASTA! ihre Arbeit folgendermaßen:

„Die Menschen, die zu uns kommen, […] lernen Akte des Eigensinns und 
der Widerständigkeit. Jede:r nach ihren oder seinen Fähigkeiten, jede:r 
nach den eigenen Möglichkeiten, das ist uns wichtig. Durch die offene 
Beratung mit vielen unterschiedlichen Personen im Raum wird erfahrbar, 
dass die Existenzsicherung keine individuelle Auseinandersetzung ist, wie 
das irrational und ideologisch im Kapitalismus immer wieder erzählt 
wird.“ (Gemeinhardt/Wiebke 2025, 45)

An einem Mittwochnachmittag im Juni 2023 sitze ich mit einer weiteren Person, 
die bei BASTA! aktiv ist und schon etwas mehr Erfahrung hat als ich, an einem 
Tisch und begegne folgenden Menschen und ihren Geschichten:

Ein junger Mann setzt sich zu uns. Er ist vor dem russischen Angriffskrieg aus der 
Ukraine geflohen, wo er Medizin studiert hatte. Er hat den Pass eines westafrika-
nischen Landes und in Deutschland nur einen prekären Aufenthaltsstatus, aber 
Anspruch auf staatliche Grundsicherung. Vor einem Monat hat er einen Antrag 
zur Weiterbewilligung von Bürgergeld gestellt, aber noch keine Antwort erhalten. 
Gemeinsam schreiben wir ein Fax an das Jobcenter, in dem wir eine Frist für die 
Bearbeitung setzen. Er erklärt, dass ihm die vielen Briefe und Anforderungen des 
Jobcenters den letzten Nerv rauben. Er arbeitet Teilzeit in der Gastronomie und 
sucht dringend einen Job mit mehr Arbeitsstunden, weil er endlich unabhängig 
vom Jobcenter leben möchte.

1 Es handelt sich um eine an der LMU angesiedelte Emmy Noether-Nachwuchsgruppe, gefördert durch die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft (DFG) - Projektnummer 490697580.
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nSpäter schildert ein Mensch mit spanischer Staatsbürgerschaft seine Lage. Nach-
dem er seinen undokumentierten Job in der Reinigung hingeschmissen hatte, verlor 
er auch sein WG-Zimmer. Nun ist er obdachlos. Wir geben ihm Adressen von Not- 
schlafstellen und raten ihm, Bürgergeld und eine reguläre Notunterkunft zu bean-
tragen. Dafür bräuchte er als EU-Bürger in der Regel aber einen Job.

Als nächstes beraten wir eine Person mit deutscher Staatsbürgerschaft, die Bürger-
geld bezieht. Sie hat Angst, dass das Jobcenter die Zahlungen kürzt, wenn sie ihr 
Jobangebot ablehnt. Sie soll für ein Subunternehmen bei Amazon putzen, hat 
allerdings Rückenprobleme und kann deswegen nicht so hart und so viele Stunden 
arbeiten. Wir beraten sie, wie sie den Job ablehnen und dabei Sanktionen vermei-
den kann.

Dann kommt eine Person, die in einer bayerischen Kleinstadt gemeldet ist und dort 
Bürgergeld bezieht. Seit etwa einem Jahr wohnt sie aber eigentlich in Berlin infor-
mell zur Untermiete. Das Jobcenter schreibt allerdings Ortsanwesenheit am Melde-
ort vor. Einen Umzug kann sie erst mit einem geeigneten Mietangebot beantragen, 
das angesichts des angespannten Wohnungsmarktes schwierig zu finden ist. Wir 
können ihr zwar nicht weiterhelfen, eine andere ratsuchende Person gibt ihr aber 
Tipps, wie sie das Risiko minimieren kann, dass ihre nicht genehmigte Ortsabwe-
senheit entdeckt wird.

Nach etwa drei Stunden haben die vier Teams etwa 25 Personen mit ganz unter-
schiedlichen Anliegen beraten. Auch wenn es oft um Probleme mit dem Bürgergeld 
oder Asylbewerberleistungen, mit prekärer Lohnarbeit oder Selbstständigkeit, mit 
(Unter-)miete, Anmeldung und Aufenthaltsstatus geht, beeinflussen verschiedene 
Konstellationen von sozial- und migrationsrechtlichen Ein- und Ausschlüssen die 
Lebens- und Arbeitsrealitäten der Ratsuchenden auf unterschiedliche Weisen. 

Konflikte um Migration in den Zentren Europas
Dieser Einblick in den Beratungsalltag einer Erwerbsloseninitiative zeigt, dass die 
Gegenwart der Migration und des Rassismus in Europa auch in den Zentren sicht- 
bar wird. Nicht nur an den Außengrenzen, sondern auch hier finden Konflikte und 
troubles um Bewegungsfreiheit, ein gutes Leben und Mitbestimmung statt. Aktuelle 
Migrations- und Grenzregime werden in diesen Kämpfen auf spezifische Weise 
fassbar: 

Den Konflikten und Alltagspraktiken von Menschen, die Unterstützung bei BASTA! 
suchen, zu folgen, verweist erstens auf ihre materielle Dimension. Migrations- und 
Sozialpolitik beeinflussen die Arbeits- und Lebensverhältnisse der working poor in 
der deutschen Hauptstadt. In Anschluss an das Buch Border as Method von Sandro 
Mezzadra und Brett Neilson (2020) lässt sich auch in Berlin von einer „Multiplika-
tion der Arbeit“ sprechen. Heutige Migrations- und Grenzregime sind in diesem 
Sinne auch als Prekarisierungs- und Multiplikationsmaschinen städtischer Ökono-
mien zu verstehen. Das Beratungscafé als site ermöglicht also, die Frage nach 
neuen Konjunkturen des Rassismus mit der Analyse aktueller Transformationen 
des Kapitalismus zu verbinden. 
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nZweitens erscheint der Aufenthaltsstatus im Besonderen und die Migrationspolitik im 
Allgemeinen nur als einer von mehreren Faktoren, die die jeweiligen Handlungsfelder 
abstecken. Eine Vielzahl von Statusgruppen geht mit jeweils spezifischen Sets von 
Sozial-, Arbeits- und Aufenthaltsrechten einher. Migrantisierung und Staatsbürger-
schaft sind nur ein Modus der Regierung der Bevölkerung in der transnationalen 
Migrations- und Arbeitsgesellschaft. Die Scheuklappen der „Migrantologie“ (Bojadžijev/
Römhild 2014, 20) abzusetzen, die den forscherischen Blick auf Migration und Mig-
rant:innen beschränken, erlaubt den Blick auf eine postmigrantische Gesellschaft der 
Vielen auszuweiten. In der Forschungsgruppe Contestations of ‚the Social‘ entwickeln 
wir das Konzept der Sozial(staats)regime, auch weil sozialpolitische Grenzziehungen 
und Zugriffe auf Praktiken der Mobilität nicht nur Menschen ohne deutschen Pass 
betreffen. Migrations- und Grenzregime sind Teil vom Sozial(staats)regimen, gehen 
aber nicht in diesen auf.

Aus dieser erweiterten Perspektive lässt sich drittens genauer untersuchen, welche 
Rolle Migrations- und Grenzpolitik in diesen Auseinandersetzungen um soziale 
Reproduktion, Arbeit und Rassismus spielen und wo sie – vielleicht auch unerwartet – 
 auftauchen: etwa in Jobcentern oder Obdachlosenunterkünften.

Viertens zeigt sich im Beratungsalltag von BASTA! ein komplexes Geflecht von kom-
munalen, nationalen, EU-europäischen und internationalen Regelungen. In den obigen 
Beispielen trafen wir allein auf der juristischen Ebene auf nationales Sozial- und 
Asylrecht, EU-Richtlinien zur Freizügigkeit und kommunale Unterbringungspolitik, 
um nur einige zu nennen. Dies zeigt auch, dass Forschung nicht zu methodologischem 
Nationalismus verdammt ist, nur weil sie innerhalb eines Nationalstaates stattfindet.

Auf dieser Grundlage lässt sich nun die Frage stellen, welche Rolle die europäische 
(Des-)Integration in diesen städtischen Sozial(staats)regimen spielt. Blitzt Europa 
tatsächlich nur als ein Echo auf, wie Bernd Kasparek schreibt, oder ist es doch wirk-
mächtiger? Zur Beantwortung dieser Frage möchte ich in diesem kurzen Kommentar 
weder auf die historisch gewachsene geopolitische und kulturelle Position Europas in 
einer ungleichen, nicht zuletzt von Kolonialismus geprägten Welt eingehen (vgl. Adam 
u. a. 2019), noch auf die Effekte der EU-Außengrenzen (vgl. Kasparek 2021; TRAN-
SIT MIGRATION Forschungsgruppe 2015), sondern auf die Regulierung der Mobi
lität innerhalb der Europäischen Union und die besondere Rolle der Sozialpolitik in 
den aktuellen Migrations- und Grenzregimen.

Regieren von Migration innerhalb der EU durch 
Sozialpolitik
Mit der Einführung der Freizügigkeit für Bürger:innen der EU im Zuge der Etablie-
rung des gemeinsamen Marktes und der Aufhebung der nationalen Grenzkontrollen 
durch das Schengener Abkommen konnten sich EU-Bürger:innen und andere Staats-
bürger:innen frei innerhalb der EU bewegen. In früherer Forschung habe ich gezeigt, 
wie dieses Vakuum bei der Mobilitätskontrolle innerhalb der EU und ihrer Mitglied-
staaten auf kreative Weise gefüllt wurde: Als das klassische Instrumentarium der natio-
nalen Migrationsregelungen für EU-interne Migrant:innen nicht mehr funktionierte, 
erfanden sich Sozial- als Grenzbehörden neu (Riedner 2018; Riedner/Hess 2024). 
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nSeit 2006 schließt das Zweite Sozialgesetzbuch Ausländer:innen, „deren Aufenthalts-
recht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt“, von Bürgergeld bzw. Hartz IV 
aus. Dies betraf zunächst vor allem Unionsbürger:innen und galt lange Zeit als europa-
rechtswidrig. Doch 2014 legitimierte der Europäische Gerichtshof den Ausschluss im 
Fall einer nicht arbeitsuchenden Rumänin, die in Deutschland lebte. Generalanwalt 
Wathelet hatte vor einer drohenden „Massenzuwanderung“ gewarnt, „die eine unan-
gemessene Inanspruchnahme der nationalen Systeme der sozialen Sicherheit nach sich 
ziehen könnte“ (Wathelet 2014). Die deutsche Regierung durfte an der umkämpften 
Gesetzgebung festhalten. Die nationalprotektionistischen Kräfte siegten, auch wenn die 
Freizügigkeit von Menschen mit Arbeitnehmer:innenstatus nicht angegriffen wurde.

Die Zone der sozialstaatlichen Verbannung, in der Menschen zwar aufenthaltsberech-
tigt, aber von existenzsichernden Leistungen ausgeschlossen sind, wurde in den letzten 
Jahren immer weiter vergrößert: Schon seit 2006 gilt der Ausschluss auch für Geflüch-
tete mit Aufenthaltsstatus in einem anderen EU-Land und ausländische Studierende 
im ersten Jahr nach Studienabschluss. Seit der Verabschiedung des Fachkräfteein
wanderungsgesetzes von 2023 erhalten auch solche Personen kein Bürgergeld, die ein 
Aufenthaltsrecht allein zum Zwecke der Suche nach einem Ausbildungsplatz oder 
einem Studienplatz haben oder im Besitz einer ‚Chancenkarte‘ sind. Ein Jahr später 
schloss das sogenannte Sicherheitspaket Geflüchtete von Leistungen nach dem Asyl
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG) aus, wenn ein anderer EU-Mitgliedsstaat als für 
sie zuständig gilt, die Ausreise möglich ist und kein Härtefall vorliegt. Im gleichen Jahr 
hat die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) den Mitglieds-
staaten verboten, Asylsuchenden, die in einem anderen EU-Staat aufenthaltsberechtigt 
sind, Leistungen auszuzahlen. Wohlfahrtsverbände warnen vor der Verelendung und 
Obdachlosigkeit von immer mehr Menschen in Deutschland (Der Paritätische Gesamt-
verband 2024). 

Diese sozialrechtlichen Ausschlüsse verstoßen aus Sicht von Expert:innen sowohl gegen 
die Prinzipien der Sozialstaatlichkeit und der Menschenwürde, wie sie im Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland festgelegt sind, als auch gegen europarechtliche Vor- 
gaben (ebd.). Dies hält die Gesetzgeber:innen, wie auch Bernd Kasparek anhand anderer 
Beispiele zeigt, aber nicht von ihrer Implementierung ab.

Von gesetzgebender Seite her sind sie einerseits durch die Logiken des aktivierenden 
Sozialstaates motiviert, der soziale Rechte an Erwerbstätigkeit knüpft, um Menschen in 
Arbeit zu bringen. Bisher gilt diese radikalisierte Form des workfare nur für Menschen 
ohne deutschen Pass, doch nicht erst seit der chauvinistischen Stimmungsmache im 
Bundestagswahlkampf 2025 wird darüber diskutiert, auch deutschen Staatsbürger:in-
nen die Grundsicherung zu verweigern, wenn sie Arbeitsangebote nicht annehmen. 

Zum anderen folgen die Ausschlüsse einer restriktiven migrationspolitischen und nati- 
onalprotektionistischen Logik der Push- und Pull-Faktoren. So stellte der Europäische 
Rat in Bezug auf den Leistungsausschluss im Rahmen des GEAS fest: „Sogfaktoren 
und Sekundärmigration sollen unterbunden werden“ (Europäischer Rat, o. J.). Ein 
konservativer Jurist spricht sich in einer Stellungnahme für den Bundestag für eine 
klare Aufteilung der Verantwortung für soziale Sicherung zwischen einzelnen Staaten 
aus. Er spricht vom „Leistungsausschluss bei anderweitiger Schutzgewährung“, da es 
den Betroffenen freistehe, sich in den für ihren Schutz zuständigen Staat zu begeben 
(Thym 2024). 
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nNeben der Einführung physischer Grenzkontrollen und dem Scheitern des europäi-
schen Asylrechts versuchen die Kräfte der Renationalisierung also, auch die internen 
Grenzen um die nationale Formation des Sozialstaats enger zu ziehen. Statt einer Des- 
integration sehe ich aber viel eher eine Verschränkung des Nationalprotektionismus 
mit dem neoliberalen Aktivierungsparadigma, die schon längst mächtiger Teil des 
europäischen Projekts geworden ist. Hier entstehen neue Technologien des Regierens, 
neue Formen des Ein- und Ausschlusses, die auch die Konturen der im Entstehen 
begriffenen Konjunkturen des Rassismus erahnen lassen.

Die widersprüchlichen Prozesse der autoritären, nationalprotektionistisch-neoliberalen 
Europäisierung artikulieren sich nicht zuletzt, wie auch Bernd Kasparek hervorhebt, 
in transnationalen digitalen Infrastrukturen der Kontrolle. Um grenzüberschreitenden 
Sozialhilfebetrug zu verfolgen, nutzen deutsche Behörden das Internal Market Informa-
tion System (IMI), eine Plattform der EU zur Verwaltung und Überprüfung von 
Sozialversicherungs- und Arbeitsmarktregelungen, für Anfragen an andere Mitglied-
staaten und das EESSI-System für den elektronischen Austausch von Sozialversiche-
rungsdaten (Electronic Exchange of Social Security Information, vgl. auch Mulder 2024). 
Außerdem arbeiten sie mit der European Labour Agency (ELA) zusammen. Dabei 
verbinden sich die oben beschriebenen leistungsorientierten Ausschlüsse von sozialen 
Rechten mit dem Schutz vor Überausbeutung migrantischer Lohnabhängiger und der 
Protektion der national verfassten Sozialsysteme in Europa in unheimlichen Arbeits-
bündnissen zwischen gewerkschaftlichen, sozialpolitischen, polizeilichen und grenz-
schützenden Akteur:innen. 

Antirassismus als Methode
Die bewegungsbasierte ethnografische Analyse von Sozial(staats)regimen in Zusam-
menarbeit mit einer mehrsprachigen Erwerbsloseninitiative folgt dem methodischen 
Ansatz der Grenzregimeanalyse (Tsianos/Hess 2010) auch insofern, als dass sie Prakti-
ken des Widerstands, der Flucht und des Entziehens gegenüber Versuchen des Regie-
rens zum Ausgangspunkt nimmt – oder, mit Manuela Bojadžijev gesprochen, Antiras-
sismus als Methode verwendet (2020). Das Beratungscafé der Erwerbsloseninitative 
bietet Raum nicht nur für Rechtskämpfe und Forderungen an staatliche Institutionen 
und Unternehmen, sondern auch für vielfältige informelle Beziehungsweisen und 
gemeinsame Organisierung auch über differenzierende Grenzziehungen hinweg.

Um heutige Konflikte um Rassismus zu verstehen, ist es sinnvoll, auch ökonomische 
Logiken und Arbeitsmärkte anzusehen. Ich habe gezeigt, dass die Kämpfe der Erwerbs-
loseninitiative aktuelle Versuche des Regierens von und in der Europäischen Union 
sichtbar machen. Diese Versuche verbinden die ‚freie‘ Mobilität von Arbeitskraft im 
gemeinsamen Markt mit aktivierenden Reformen der Sozialpolitik und rassistisch-
nationalen Politiken der Migrationsabwehr. Diese Prozesse der ökonomisierten (Des-)
Integration prekarisieren Lebens- und Arbeitsverhältnisse. Dabei ermöglichen sie 
manchen Menschen eine gewisse Teilhabe und Absicherung in kapitalistischen Ver-
hältnissen, schaffen aber auch Zonen der sozialen und rassialisierten Verbannung  
(vgl. Roy 2019), in denen Menschen dem Sterben überlassen werden – sowohl an den 
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nAußengrenzen als auch in den urbanen Zentren Europas. Zwischen Kommune, Nation 
und EU entsteht eine flexible Assemblage von Logiken, Praktiken und Infrastrukturen 
der sozialen Sicherung, der Aktivierung und des Ausschlusses – die jedoch umkämpft 
bleibt, nicht nur im Berliner Wedding.
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